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72. Verordnung der Landesregierung vom 4. November 2008, mit der die Verordnung zur Durchführung des
Gemeindebeamtengesetzes 1970 geändert wird

73. Verordnung der Landesregierung vom 4. November 2008, mit der eine Kernzone für Einkaufszentren in der
Gemeinde Söll festgelegt wird

Aufgrund der §§ 2 Abs. 6 und 6 Abs. 1 des Ge-
meindebeamtengesetzes 1970, LGBl. Nr. 9, zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 80/2007, wird ver-
ordnet:

Artikel I

Die Verordnung zur Durchführung des Gemeinde-
beamtengesetzes 1970, LGBl. Nr. 26/1970, zuletzt ge-
ändert durch die Verordnung LGBl. Nr. 21/2000, wird
wie folgt geändert:

1. In der Anlage 1, Teil A, haben bei den Dienstpo-
sten der Verwendungsgruppe A die Abs. 1 und 2 des Ab-
schnittes I zu lauten:

�(1) Erfordernis für die Anstellung ist eine der Ver-
wendung entsprechende abgeschlossene Hochschulbil-
dung.

(2) Diese ist nachzuweisen:
a) durch den Erwerb eines Diplom-, Master- oder

Doktorgrades nach § 87 Abs. 1 des Universitätsgeset-
zes 2002, BGBl. I Nr. 120, zuletzt geändert durch das
Gesetz BGBl. I Nr. 87/2007, oder, wenn dieses Gesetz
auf das Hochschulstudium des Beamten noch nicht
anwendbar war, durch den Erwerb eines entsprechen-
den Diplomgrades nach § 66 in Verbindung mit der
Anlage 1 des Universitäts-Studiengesetzes, BGBl. I
Nr. 48/1997, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 121/2002, oder durch den Erwerb des entsprechen-
den Diplomgrades nach § 35 des Allgemeinen Hoch-
schul-Studiengesetzes, BGBl. Nr. 177/1966, zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz BGBl. Nr. 508/1995, oder

b) durch den Erwerb eines akademischen Grades nach
§ 5 Abs. 2 des Fachhochschul-Studiengesetzes, BGBl.
Nr. 340/1993, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 2/2008, aufgrund des Abschlusses eines Fachhoch-
schul-Masterstudienganges oder eines Fachhochschul-
Diplomstudienganges.�

2. In der Anlage 1, Teil A, hat bei den Dienstposten
der Verwendungsgruppe A in der Z. 6 des Abschnit-
tes II der erste Absatz der Anstellungserfordernisse zu
lauten:

�Die Vollendung der Studien der sozialwirtschaft-
lichen, volkswirtschaftlichen, betriebswirtschaftlichen
oder handelswirtschaftlichen Studienrichtung der So-
zial- und Wirtschaftswissenschaften an einer Universität
oder technischen Universität oder Fachhochschule, für
die Definitivstellung überdies die erfolgreiche Ablegung
der für Landesbeamte in gleichartiger Verwendung vor-
geschriebenen Prüfung mit mindestens einjähriger zu-
friedenstellender Verwendung im Dienstzweig.�

3. In der Anlage 1, Teil A, haben bei den Dienstpo-
sten der Verwendungsgruppe B die Abs. 1 und 2 des
Abschnittes I zu lauten:

�(1) Die erfolgreiche Ablegung der Reife- und
Diplomprüfung bzw. Reifeprüfung an einer höheren
Schule. Als Reife- und Diplomprüfung bzw. Reifeprü-
fung gilt auch das Diplom einer Akademie für Sozial-
arbeit. Die erfolgreiche Ablegung der Reife- und
Diplomprüfung bzw. Reifeprüfung wird durch eine ab-
geschlossene Hochschulbildung ersetzt, wenn mit die-
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ser auch das Ernennungserfordernis für die Verwen-
dungsgruppe A oder für eine der Verwendungsgruppe A
gleichwertige Verwendungs- oder Besoldungsgruppe
erfüllt wird. Die erfolgreiche Ablegung der Reife- und
Diplomprüfung bzw. Reifeprüfung wird weiters durch
den Abschluss der für einen Fachhochschul-Studien-
gang vorgeschriebenen Studien und Prüfungen im Sinn
des § 5 des Fachhochschul-Studiengesetzes ersetzt.

(2) Das Ernennungserfordernis nach Abs. 1 wird
durch die gemeinsame Erfüllung aller folgenden Vo-
raussetzungen ersetzt:

a) Lehrabschluss nach dem Berufsausbildungsgesetz,
BGBl. Nr. 142/1969, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. I Nr. 82/2008,

b) erfolgreicher Abschluss einer mindestens zwei-
jährigen Ausbildung an einer Fachakademie, die bei ei-
ner Einrichtung einer Körperschaft des öffentlichen
Rechts geführt wird, und

c) erfolgreiche Ablegung der Studienberechtigungs-
prüfung nach dem Studienberechtigungsgesetz, BGBl.
Nr. 292/1985, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 136/2001.�

4. In der Anlage 1, Teil A, hat bei den Dienstposten
der Verwendungsgruppe C der Abschnitt I zu lauten:

�Abschnitt I

Gemeinsame Bestimmungen über die besonderen
Anstellungserfordernisse für die in der Verwendungs-
gruppe C eingereihten Dienstzweige:

Erfordernis für die Erlangung von Dienstposten die-
ser Dienstzweige ist der Nachweis des Erwerbs der für
den Dienst erforderlichen Vorkenntnisse durch die ab-
geschlossene Haupt- oder Handelsschule bzw. Unter-
stufe einer allgemein bildenden höheren Schule (Schul-
organisationsgesetz, BGBl. Nr. 242/1962, zuletzt geän-
dert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 116/2008), oder durch
eine nach Vollendung des 18. Lebensjahres im Ge-
meindedienst oder außerhalb des Gemeindedienstes zu-
rückgelegte Praxis von vier Jahren.�

5. In der Anlage 1, Teil A, hat bei den Dienstposten
der Verwendungsgruppe D der Abschnitt I zu lauten:

�Abschnitt I
Gemeinsame Bestimmungen über die besonderen

Anstellungserfordernisse für die in der Verwendungs-
gruppe D eingereihten Dienstzweige:

Erfordernis für die Erlangung von Dienstposten die-
ser Dienstzweige ist der Nachweis des Erwerbs der für
den Dienst erforderlichen Vorkenntnisse durch die ab-
geschlossene Haupt- oder Handelsschule bzw. Unter-
stufe einer allgemein bildenden höheren Schule (Schul-
organisationsgesetz, BGBl. Nr. 242/1962, zuletzt geän-
dert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 116/2008), oder durch
eine nach Vollendung des 18. Lebensjahres im Ge-
meindedienst oder außerhalb des Gemeindedienstes zu-
rückgelegte Praxis von zwei Jahren.�

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2009 in Kraft.

Der Landeshauptmann:
Platter

Der Landesamtsdirektor:
Liener
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Aufgrund der §§ 8 Abs. 3 und 9 Abs. 5 des Tiroler
Raumordnungsgesetzes 2006, LGBl. Nr. 27, wird ver-
ordnet:

§ 1
Kernzonenfestlegung

Für die Gemeinde Söll wird die in der Anlage zu die-
ser Verordnung dargestellte Kernzone für Einkaufszen-
tren festgelegt.

§ 2
Verpflichtungen für die örtliche Raumordung

(1) Die erstmalige Widmung von Sonderflächen für
Einkaufszentren des Betriebstyps A ist nur innerhalb
der Kernzone zulässig.

(2) Die Kernzone ist im örtlichen Raumordnungs-

konzept und im Flächenwidmungsplan ersichtlich zu
machen.

§ 3
Inkrafttreten, Kundmachung

(1) Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages
der Kundmachung in Kraft.

(2) Die Anlage zu dieser Verordnung wird durch Auf-
legung zur öffentlichen Einsichtnahme bei der Abtei-
lung Raumordnung-Statistik des Amtes der Tiroler Lan-
desregierung während der für den Parteienverkehr be-
stimmten Amtsstunden verlautbart.

(3) Die Anlage zu dieser Verordnung wird weiters im
Internet unter der Adresse �www.tirol.gv.at� bekannt
gemacht.

73. Verordnung  der Landesregierung vom 4. November 2008, mit der eine Kernzone für Ein-
kaufszentren in der Gemeinde Söll festgelegt wird

Der Landeshauptmann:
Platter

Der Landesamtsdirektor:
Liener Anlage
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